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1. Einleitung RAVEL

1. Einleitung

RAVEL versucht, durch eine Verbesserung der fachlichen
Kompetenz die rationelle Verwendung von Energie und im
speziellen von Strom zu fördern. Rationeller Energieein-
satz bedeutet weniger Energieverschwendung, besseres
Funktionieren der Energiesysteme, weniger Umweltbela-
stung und eine Entlastung des Geldbeutels. Um diesen
letzten Punkt geht es in dieser Broschüre. Der Entscheid
für oder gegen ein bestimmtes Energiesystem bzw. eine
geplante Energiesparmassnahme hängt in hohem Mass
von ihrer Wirtschaftlichkeit ab. Lohnt sich eine Energie-
bzw. Elektrizitätssparmassnahme? Welches Energiesy-
stem ist am kostengünstigsten? Dies sind die beiden
Hauptfragestellungen, die der Energieingenieurin oder
dem Ingenieur vom Investor oder von der Investorin am
häufigsten gestellt werden. Wie Energiefachleute diese
Fragen beantworten können, soll im folgenden aufgezeigt
werden.

Für die Wirtschaftlichkeitsberechnung ist die Sicht des In-
vestors bzw. der Investorin massgebend, denn er oder sie
entscheidet, ob eine Massnahme verwirklicht wird oder
nicht. Für diese Zielgruppe ist vor allem die betriebswirt-
schaftliche Sichtweise von Interesse, d.h. sie wollen wis-
sen, welche Folgen die Investitionen für ihr Portmonnaie
haben. Ein weiteres wichtiges Entscheidungselement, das
immer mehr an Bedeutung gewinnt, ist die Umweltbela-
stung eines Energiesystems bzw. die Umweltentlastung
durch Sparmassnahmen. Eine erweiterte, volkswirtschaftli-
che Betrachtung - unter Einbezug der Umweltkosten (exter-
ne Kosten) - ist somit für Private und insbesondere für die
öftentliche Hand eine wichtige zusätzliche Entscheidungs-
hilfe.

Die Grundannahmen - wie z.B. Kalkulationszinssatz, Nut-
zungsdauer und Preissteigerungen - und die gewählte Me-
thodik (statisch, dynamisch) beeinflussen die Resultate
einer Wirtschaftlichkeitsberechnung. Im zweiten Kapitel
werden Vorschläge für Zinssätze, Nutzungsdauern und
Preissteigerungen gegeben.

In Kapitel 3 wird ein dynamisches Vorgehen (Annuitäten-
methode) skizziert, das möglichst einfach anzuwenden ist
und zu unverzerrten Resultaten führt. Für die Beurteilung

der Wirtschaftlichkeit spielen vor allem bei Privaten die
steuerlichen Aspekte eine wichtige Rolle. Kapitel 4 bietet
ein mögliches Vorgehen für die Berücksichtigung von steu-
erlichen Auswirkungen. Wie die Umweltkosten in die Wirt-
schaftlichkeitsrechnung miteinbezogen werden, ist dem
Kapitel 5 zu entnehmen.Am Schluss (Kapitel 6) sind einige
Einzelfragen diskutiert, die immer wieder auftauchen: Sub-
ventionen, Rückzahlfrist, Ersatzinvestitionen, Vergleich
von AIternativen mit unterschiedlichen Nutzungsdauern
und Sensitivitätsanalysen. Der Leitfaden wird ergänzt
durch Beispiele aus den RAVEL-Kursen.

Die vorliegende Broschüre geht nur auf die häufigsten, ein-
facheren Problemstellungen näher ein. Sie versucht, die
Wirtschaftlichkeitsberechnung auf intuitivem Wege näher
zu bringen, und verzichtet völlig auf die Darstellung von
Formeln. Den mathematischen Hintergrund und vertiefte
Hinweise - insbesondere über die Methodik der Wirtschaft-
lichkeitsberechnung, Verfahren bei mehreren Investitionse-
tappen und schwankendem Energieverbrauchsind dem
RAVEL-Kompendium bzw. dem Leitfaden“Methoden der
Wirtschaftlichkeitsanalyse von Energiesystemen” (RAVEL-
Leitfaden ausgearbeitet durch Elektrowatt AG, Zürich,1991
) zu entnehmen.

Die vorgeschlagene Berechnungsmethodik ist eine dynami-
sche Annuitätenrechnung. Sie erlaubt einen Vergleich von
jährlichen Kosten bzw. Erträgen. Gerechnet wird mit einem
nominalen Zinssatz (z.B. Hypothekarzins). Dies erlaubt ei-
nen relativ einfachen Einbezug von steuerlichen Aspekten.
Für die Betriebskosten- und Energiepreissteigerungen wer-
den entsprechende Vorschläge unterbreitet. Anstelle des
nominalen kann auch mit dem realen Zinssatz gerechnet
werden. Die Ergebnisse beider Berechnungsarten tühren
in der Regel zu denselben Resultaten. Gewisse Probleme
können auf einfache Art und Weise nur mit dieser realen
Betrachtungsweise gelöst werden. In diesem Leitfaden
werden die Ersatzinvestitionsproblematik (Kapitel 6c) und
der Vergleich verschiedener Alternativen mit unterschiedli-
chen Nutzungsdauern (Kapitel 6d) mit Hilfe der realen Be-
rechnungsmethode gelöst.
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RAVEL 2. Grundlagen der Wirtschaftlichkeitsberechnung

2. Grundlagen der Wirtschaftlichkeitsberechnung

Bei der wirtschaftlichen Beurteilung von Energiesparmass-
nahmen oder beim Vergleich von alternativen Energiesy-
stemen müssen heutige Investitionen mit zukünftigen
jährlichen Energie- und Betriebskosteneinsparungen vergli-
chen werden. Für die Gegenüberstellung von Investitionen
und jährlichen Kosten werden die Investitionsaufwendun-
gen in jährlich gleichbleibende Beträge (Annuitäten) umge-
rechnet. Diese jährlichen Kapitalkosten sollen die
Aufwendungen für den Zinsendienst und die Amortisation
der Investition abdecken. Die Summe von Energie-, Be-
triebs- und Kapitalkosten ergeben dann die gesamten jähr-
lichen Kosten des Energiesystems.

Beim Vergleich verschiedener Systeme wird dasjenige mit
den geringsten Kosten gewählt. Energiesparmassnahmen
sind dann wirtschattlich, wenn die jährlichen Kapital- und
Betriebskosten kleiner sind als die jährlichen Energieko-
steneinsparungen.

Für die Bestimmung der jährlichen Kapital-, Betriebs- und
Energiekosten müssen verschiedene Annahmen getroffen
werden. Im einzelnen sind der Kalkulationszinssatz, die
Nutzungsdauer der Anlage, die Betriebskosten, Betriebsko-
stensteigerung, Energiepreise und Energiepreissteigerung
festzulegen.

lAlle folgende Annahmen sind als Richtlinie zu verstehen
und können durch eigene ersetzt werden. Häufig werden
gewisse Vorgaben von der Auftraggeberin bzw. dem Auf-
traggeber festgelegt.

a) Kalkulationszinssatz

Die Berechnung derjährlichen Kapitalkosten erfolgt mit Hil-
fe des Annuitätsfaktors (siehe Tabelle A im Anhang). Für
die Festlegung des massgebenden Annuitätsfaktors müs-
sen der Kalkulationszinsssatz, d.h. der für die Berechnung
relevante Zinssatz, sowie die Nutzungsdauer bekannt
sein. Dabei muss berücksichtigt werden, dass für Bauten
im industriellen bzw. gewerblicheri Bereich und im Wohn-
baubereich unterschiedliche Zinssätze angewendet wer-
den.

Im Wohnbaubereich kann in der Regel für Private wie
auch für Unternehmungen mit dem Zinssatz für die 1. Hy-
pothek gerechnet werden (1991: 8% für Neuhypotheken
[1]). Im gewerblichen und industriellen Bereich muss unter-
schieden werden zwischen Energiemassnahmen bei Ge-
bäuden und Produktionsprozessen. Bei
Energiemassnahmen für Dienstleistungs-, Gewerbe- und
teilweise auch Industriebauten kann ebenfalls der Hypothe-
karzins als Grundlage dienen. Der Hypozins für diese Bau-
ten liegt etwa ¼ % bis ½ % über demjenigen für
Wohnbauten (1991: 8¼ % bis 8½ %). Der Kalkulati-
onszlnssatz bei produktionsspezifischen Massnahmen
wird häufig von den Unternehmungen vorgegeben. In der
Praxis arbeiten die meisten Unternehmungen mit einem
Zinssatz, der sich aus einer Mischung von Eigen- und
Fremdkapitalverzinsung ergibt. Dabei geht man beim Ei-
genkapital aufgrund des unternehmerischen Risikos von ei-
ner höheren Verzinsung aus, so dass man insgesamt
einen über den Hypozinsen liegenden Kalkulationszinsatz
verwenden wird (1991 ca. 8½ % + 1% bis + 2%, oder noch
mehr bei speziell risikoreichen Projekten [2)).

Hypothekarzlnssdtze und Inflatlonsrate

Wie obige Grafik illustriert, sind Hypothekarzins und allge-
meine Teuerung (Inflationsrate) voneinander abhängig.
Die durchschnittliche Inflationsrate über die letzten 15 Jah-
re betrug 3.4 %. Der durchschnittliche nominale Hypothe-
karzinssatz (1. Hypothek) lag bei 5.7 %. Der mittlere reale
Hypozinssatz beträgt somit 5.7 % - 3.4 % = 2.3 % und ist
in einer längerfristigen Sichtweise relativ konstant. Dies be-
deutet, dass Hypothekarzinssatz und Inflationsrate nicht
unabhängig voneinander festgelegt werden können. Wird
mit einer sinkenden Inflationsrate gerechnet, so muss auch
der Hypozins entsprechend angepasst werden. Die Diffe-
renz zwischen Hypozins und Inflationsrate sollte nicht klei-
ner als 2 % und nicht grösser als 3 % sein.
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2. Grundlagen der Wirtschaftlichkeitsberechnung RAVEL

Einer längerfristigen Betrachtungsweise soll die durch-
schnittliche erwartete Inflationsrate unterstellt werden.
Eine Prognose der Inflationsrate über die nächsten 10 bis
15 Jahre ist nicht möglich. Die Herleitung eines realisti-
schen Wertes kann sich somit nur an der Vergangenheit
orientieren. Die durchschnittiiche erwartete Inflationsrate
dürfte somit bei etwa 4% liegen. Die Wahl der Inflationsra-
te spielt für die Wirtschaftlichkeitsberechnung in der Regel
keine grosse Rolle (wenn die Inflationsraten in einer Band-
breite von 2% bis 6% liegen). Wichtig hingegen ist, dass
für die Wahl des Kalkulationszinssatzes, der Betriebsko-
sten- und der Energiepreissteigerungen dieselbe Inflations-
rate unterstellt wird. Beispiel: Eine Eigenheimbesitzerin
gibt einen Kalkulationszinssatz von 8% für die Wirtschaft-
lichkeitsberechnung vor. Implizit unterstellt sie somit eine
Intlationsrate von etwa 6%. Die Betriebskosten- und Ener-
giepreissteigerungen müssen somit ebenfalls auf einer In-
flationsrate von 6% basieren (vgl. Tabelle 2).

Bei einer realen Betrachtungsweise wird mit einer Inflati-
onsrate von 0% gerechnet. Sie führt zu denselben Ergeb-
nissen wie die nominale Berechnungsart. Für
Auftraggeber, die sich in der Wirtschaftlichkeitsrechnung
wenig auskennen, ist allerdings schwer nachvollziehbar,
wieso mit einem Kalkulationszinssatz von 2% gerechnet
wird, wenn sie ihr aufgenommenes Geld zu einem viel hö-
heren Satz verzinsen müssen: Ein weiterer Vorteil der no-
minalen Berechnungsmethode liegt in der relativ einfachen
Berücksichtigung der steuerlichen Aspekte. Wie schon er-
wähnt werden wir die reale Betrachtungsweise für die Er-
satzinvestitionsproblematik und den Vergleich
verschiedener Alternativen mit unterschiedlichen Nutzungs-
dauern zu Hilfe nehmen.

b) Nutzungsdauer

Die Bestimmung der Nutzungsdauer kann im Normalfall
mit Hilfe von Tabelle C (siehe Anhang) oder aufgrund von
Herstellerangaben erfolgen. Für die Bestimmung der Nut-
zungsdauer von produktionsbzw. prozessspezifischen
Energieanlagen ist meistens die Nutzungsdauer der Pro-
duktionsanlage als Ganzes bestimmend, da diese häufig
kleiner ist als die theoretische Nutzungsdauer der Energie-
anlage.

Die Nutzungsdauer wird oft auch von den Auftraggebern,
vor allem wenn es sich um grössere Dienstleistungs- oder
Industrieunternehmen handelt, vorgegeben.

c) Betriebskosten

Die Betriebskosten werden pro Jahr ausgewiesen und um-
fassen Personal- und Materialkosten für Wartung und Un-
terhalt (darunter fallen auch Bedienung, Reinigung,
Überwachung). Zusätzlich fallen teilweise noch Versi-
cherungs- und Verwaltungskosten an. Die Wartungs- und
Unterhaltskosten können mit Hilfe von Herstellerangaben
oder Serviceverträgen ermittelt werden. Für eine erste Ab-
schätzung kann auch auf Erfahrungswerte zurückgegriffen
werden, mit denen die jährlichen Wartungs- und Unterhalts-
kosten aus den Investitionen bestimmt werden können (Ta-
belle C im Anhang).

d) Betriebskostensteigerung

Diese jährlichen Betriebskosten sind aber nicht konstant,
sondern unterliegen der allgemeinen Teuerung. Die Be-
triebskostensteigerung beträgt somit minimal ca. 4% (= zu-
künftig erwartete Inflationsrate). Zusätzlich kann noch eine
Realpreissteigerung von bis zu 2% [3) berücksichtigt wer-
den. Die Bandbreite für die jährliche Betriebskostensteige-
rung liegt somit bei 4 % bis 6 %, wenn eine Inflationsrate
von 4% unterstellt wird.

e) Energiepreise

Die spezifischen Energiepreise für Oel varüeren über die
Zeit und sind abhängig von der gekauften Menge. Im weite-
ren sind die Oel- und Holzpreise auch regional verschie-
den. Die Preise der leitungsgebundenen Energieträger
Elektrizität, Erdgas und Fernwärme unterscheiden sich
stark zwischen den einzelnen Energieversorgungsunter-
nehmungen. Im weiteren bestehen insbesondere beim Erd-
gas und bei der Fernwärme spezielle Tarife für
unterbrechbare Lieferungen. Die Energiepreise unterschet-
den sich demnach von Fail zu Fall und müssen für jede
Wirtschaftlichkeitsberechnung immer wieder neu erhoben
werden. Für die Beispiele in dieser Broschüre wird mit den
in Tabelle 1 aufgeführten Energiepreisen [10) gerechnet.
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f) Energiepreissteigerung

Sind Energiepreise und Energieverbrauch bekannt, lassen
sich die aktuellen jährlichen Energiekosten herleiten. Die-
se Energiekosten werden aber in Zukunft aufgrund der
Energiepreisteuerung ansteigen. Die nachfolgende Grafik
gibt einen Überblick über die Preissteigerungen verschie-
dener Energieträger und die Entwicklung des Konsumen-
tenpreisindexes von 1970 bis 1990.

Preisentwlcklung einiger Energleträger Konsumenten-
preislndex (KPI)

Die Grafik zeigt, dass eine Prognose der zukünftigen Ener-
giepreisentwicklung mit grossen Unsicherheiten behaftet
ist. Einige Tendenzen lassen sich dennoch festlegen: Die
Energiepreise sind heute auf einem sehr tiefen Niveau. In
Zukunft ist kaum damit zu rechnen, dass sich die Energie-
preise real verbilligen. Die minimale Energiepreissteige-
rung entspricht somit etwa der Inflationsrate. In der Regel
ist aber mit real steigenden Energiepreisen zu rechnen.
Verantwortlich dafür sind die begrenzten Vorräte bei den

fossilen Energieträgern Oel und Gas und die wachsenden
Ausgaben für die Elektrizitätsversorgung (Sicherheitsvor-
schriften, Entsorgung, Restwassermengen). Auch eine
Energiesteuer oder eine C02-Abgabe würden die Endver-
braucherpreise verteuern und damit Sparinvestitionen ren-
tabler machen.

Als erster Anhaltspunkt bei der Festlegung der wichtigsten
Grundannahmen für die Wirtschaftlichkeitsberechnung
kann Tabelle 2 dienen. Für die Energiepreissteigerung ist
aufgrund der unsicheren Entwicklung eine Bandbreite an-
gegeben, innerhalb welcher sich die Energiepreise langfri-
stig entwickeln könnten. Am beisten geht man so vor, dass
man die Wirtschaftlichkeitsberechnung mit den mittleren
Werten durchführt und anschliessend verschiedene Grö-
ssen, wie z.B. die Oelpreisteuerung, varüert (Sensiti�vi -
tätsanalyse: siehe Kapitel 6e). Auf diese Weise kann
abgeschätzt werden, ob sich die Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit ändert, und welches die kritischen Grössen
sind. In Ausnahmefällen kann auch von obigen Vorgaben
abgewichen werden, z.B. wenn bei einer Evaluation einer
Elektroheizung der Niedertarif im Winter schon heute bei
15 Rp./kWh liegt. In diesem Falle wäre nicht mit einer jährli-
chen realen Elektrizitätspreissteigerung von 3.5% (mittlere
Variante), sondern mit etwa 1.5% zu rechnen. Auch bei
Grossbezügern ist im Einzelfalle abzuklären, wie sich das
Tarifniveau und die Tarifstruktur in Zukunft verändern wird.
Allgemeingültige Aussagen können für diese Fälle nicht ab-
geleitet werden.

In den Energiepreissteigerungen sind lediglich die heuti-
gen staatlichen Abgaben enthalten. Sollte in Zukunft eine
Energieabgabe für fossile Energieträger im Umfang von
10% bis 20% eingeführt werden, und der Einführungszeit-
punkt ist nicht bekannt, so kann dies berücksichtigt wer-
den, indem die Werte für Energiepreissteigerungen von
Oel und Gas um
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weitere 0.5% angehoben werden. Steht eine solche Ener-
gieabgabe kurz vor ihrer Einführung, so können die ent-
sprechenden Energiepreise um den entsprechenden
Abgabesatz erhöht werden.

Die Beispiele in dieser Broschüre beruhen auf einer zu-
künftig erwarteten Inflationsrate von 4 %. Die wichtigsten
Annahmen über die zukünftige Preisentwicklung sind in Ta-
belle 3 zusammengefasst.

g) Annuität und Mittelwertfaktoren

Die vorliegende Wirtschattlichkeitsrechnung basiert auf
dem Vergleich von jährlichen Kosten bzw. Erträgen.

Das erste Problem, das es dabei zu lösen gilt, ist die Um-
rechnung der einmaligen Investitionsaufwendungen in jähr-
lich konstante Beträge (Annuität). Diese Beträge stellen
die jährlichen Kapitalkosten dar und sollen die Aufwendun-
gen für Zinszahlungen und Amortisation der Investition
decken. Wie man sich das grafisch vorstellen kann, zeigt
nachfolgende Figur.

Beispiel: Betrage der Kalkulationszinssatz 8% und die Nut-
zungsdauer 5 Jahre, so lassen sich die jährlichen Kapital-
kosten mit Hilfe des Annuitätsfaktors (siehe Tabelle A im
Anhang) relativ einfach bestimmen. Eine Investition von
100 Fr. verursacht jährliche Kapitalkosten von 100 Fr. ‘
0.25 (=Annuitätsfaktor) = 25 Fr.

Das zweite Problem besteht darin, für die jährlich steigen-
den Energiekosten eine Vergleichsgrösse herzuleiten. Es
ist naheliegend, eine Art Mittelwert zu bestimmen. Die
nachfolgende Grafik illustriert das Problem:

Die Berechnung der mittleren jährlichen Energiekosten
kann mit Hilfe des Mittelwertfaktors (siehe Tabelle B im An-
hang) berechnet werden. Beispiel: Kalkulationszinssatz
und Energiepreissteigerung betragen 8%, die Nutzungs-
dauer sei 15 Jahre und die heutigen Energiekosten seien
100 Fr. Die mittleren jährlichen Energiekosten über die ge-
samte Nutzungsdauer von 15 Jahren lassen sich berech-
nen, indem die heutigen jährlichen Energiekosten mit dem
Mittelwertfaktor multipliziert werden; also: mittlere jährliche
Energiekosten =100 Fr. * 1.752 (=Mittelwertfakor) =175.20
Fr.
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3. Wirtschaftlichkeit verschiedener Energiesysteme

Die Wirtschaftlichkeit wird aufgrund der jährlich anfallen-
den Kosten beurteilt. Dabei wird aus einer betriebswirt-
schaftlichen Sicht diejenige Anlage gewählt, welche die
minimalen jährlichen Kosten ausweist. Bei Neubauten
oder Totalsanierungen stehen meistens verschiedene
Energiesysteme zur Auswahl. Wie diese Systeme aus wirt-
schaftlicher Sicht miteinander verglichen werden können,
soll im folgenden Abschnitt erläutert werden. Dabei wird
unterstellt, dass die verschiedenen Alternativen eine ähnli-
che Nu�ung sdauer haben. Der Fall unterschiedlicher Nut-
zungsdauer wird im Kapitel 6d noch näher ausgeführt. Im
folgenden wird kurz dargelegt, wie Energiesysteme und
Energiesparmassnahmen auf ihre Wirtschaftlichkeit hin
überprüft werden können.

a) Vergleich alternativer Energiesysteme (mit gleicher
Nutzungsdauer)

Die jährlich anfallenden Kosten lassen sich unterteilen in
Aufwendungen für Amortisation und Zinsendienst (jährli-
che Kapitalkosten), Kosten für Wartung und Unterhalt (Be-
triebskosten) sowie Energiekosten. Das Vorgehen kann
wie folgt skizziert werden:

Als erstes werden die jährlichen Kapitalkosten, die durch
die Investitionsausgaben bestimmt werden, berechnet.Die
Investitionen fallen als einmalige Ausgaben am Anfang
des Betrachtungszeitraumes an und können relativ genau
ermittelt werden. Investitionen, die zusammen mit der Ener-
gieinvestition getätigt werden, aber einem anderen Zweck
dienen (z. B. Komfortverbesserung), gehen nicht in die
Wirtschaftlichkeitsberechnung ein. Die Abgrenzung zwi-
schen Investitionsaufwendungen, die für Energiemassnah-
men, und solchen, die für reinen Unterhalt oder aufgrund
von Komfortansprüchen getätigt werden, ist in der Praxis
nicht immer einfach. Auf diese Abgrenzungsproblematik
wird in den Beispielen näher eingegangen. Dass die Ener-
gieinvestition nicht mit artfremden Kosten belastet wird, ist
ein wichtiger Punkt, allerdings müssen auch alle relevan-
ten Ausgaben erfasst werden:

· direkte Ausgaben für Apparate, Maschinen, Leitungen,
Montage, Land, Mess- und Regelungstechnik, Isolierung,
spezielle Gebäude für Heizanlage oder Lagerhaltung

· indirekte Ausgaben für Planung, Beratung, Bauüberwa-
chung, Baustelleneinrichtungen, Demontage der alten An-
lage

· Kosten der Inbetriebnahme und Personalausbildungsko-
sten

· Produktionsausfallkosten

· evtl. einmalige Anschlusskosten (bei leitungsgebundenen
Energieträgern), Netzkostenbeiträge

In diesem Zusammenhang stellt sich häufig die Frage, wie
der Restwert einer schon bestehenden Anlage in die Wirt-
schaftlichkeitsrechnung miteinbezogen wird. Grundsätzlich
kann man festhalten, dass mit der Wirtschaftlichkeitsrech-
nung die zukünftigen Ausgaben minimiert werden sollen
und dass die in der Vergangenheit getätigten Investitionen
nicht mehr rückgängig gemacht werden können. Beim
Restwert ist zu unterscheiden zwischen buchhalterischem
und marktlichem Restwert (Preis, der für die alte Anlage
bei einem Verkauf erzielt werden kann). Wichtig für die
Wirtschaftlichkeitsrechnung ist der marktliche Restwert. Es
sind zwei Fälle zu unterscheiden:

· die alte Anlage (oder Teile davon) wird verkauft: In die-
sem Fall sind die Neuinvestitionen um diesen Verkaufser-
lös zu reduzieren.

· die alte Anlage (oder Teile davon) kann weiter benutzt
werden: In diesem Fall sind die Neuinvestititionen um den
Marktwert der alten Anlage zu erhöhen.

Der buchhalterische Restwert beeinflusst die Wirtschaftlich-
keitsrechnung nur über steuerliche Implikationen, diese
sind aber in der Regel vernachlässigbar klein und müssen
nicht berücksichtigt werden.

Die Investitionsausgaben lassen sich mit Hilfe des Annui-
tätsfaktors auf jährlich gleichbleibende Kosten (Annuitäten)
umrechnen. Der Annuitätsfaktor ist abhängig vom unter-
stellten Kalkulationszinssatz und der Nutzungsdauer der In-
vestition und kann mit Hilfe der Annuitätentabelle (siehe
Tabelle A im Anhang) bestimmt werden. Mit Hilfe von Ta-
belle 4 können die jährlichen Kapitalkosten hergeleitet wer-
den.

Die jährlichen Betriebskosten (vgl. Kapitel 2c) werden in
Tabelle 5 erfasst.Die jährlichen Energiekosten können aus
dem prognostizierten Verbrauch und den Energieeinkauf-
spreisen mit Hilfe von Tabelle 6 ermittelt werden. Für die
leitungsgebundenen Energien (Elektrizität, Erdgas und
Fernwärme) sind zusätzlich noch jährliche Grundgebühren
zu berücksichtigen.
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Die Bilanz über die gesarrjte Nutzungsdauer für eine Alter-
native kann mit Hilfe von Tabelle 7 erstellt werden: Die
jährlichen Kapitalkosten entsprechen den tatsächlichen no-
minalen Aufwendungen für Amortisation und Zins und sind
über die ganze Nutzungsdauer konstant. Die jährlichen Ka-
pitalkosten verändern sich somit innerhalb der Nutzungs-
dauer nicht. Die jährlichen Betriebs- und Energiekosten
hingegen steigen stetig, da sich Lohn- und Materialkosten
sowie Energiepreise ständig erhöhen. Mit Hilfe der Mittel-
wertfaktoren (Tabelle B im Anhang) können diese Preis-
steigerungen relativ einfach berücksichtigt werden. Für
gemischte Anlagen (mit Bauteilen von unterschiedlicher
Nutzungsdauer) wird die Bestimmung des Mittelwertfak-
tors mit Hilfe einer gewichteten Nutzungsdauer vorgenom-
men. Beispiel:

Anlageteil A koste 100 Fr. mit einer Nutzungsdauer von 15
Jahren. Anlageteil B koste 200 Fr. mit einer Nutzungsdau-
er von 20 Jahren. Die gewichtete Nutzungsdauer, die für
die Bestimmung des Mittelwertfaktors relevant ist, kann

wie folgt berechnet werden: (15 ‘ 100 + 20 ‘200) /
(100+200) =18,3 Jahre.

Bei einem Vergleich verschiedener Alternativen wird dieje-
nige mit den kleinsten mittleren jährlichen Kosten gewählt.
Die verschiedenen Alternativen müssen allerdings etwa
dieselbe Nutzungsdauer aufweisen, damit ein Vergleich
überhaupt möglich ist. In Abschnitt 6d wird dargestellt, wie
ein Vergleich verschiedener Alternativen mit unterschiedli-
chen Nutzungsdauern durchgeführt werden könnnte.

7
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b) Beurteilung von Energiesparmassnahmen

Im Gegensatz zum Vergleich alternativer Energiesysteme
werden bei der Beurteilung von Energiesparmassnahmen
nicht die gesamten jährlichen Kosten ausgewiesen, son-
dern die jährlichen Kapital- und Betriebskosten werden
den Energiekosteneinsparungen gegenübergestellt.

Die jährlichen Kapitalkosten (Tabelle 8) werden durch die
Höhe der Energiesparaufwendungen bestimmt.

Diese Energiesparausgaben lassen sich mit Hilfe des An-
nuitätsfaktors auf jährlich gleichbleibende Kosten (Annuitä-
ten) umrechnen. Der Annuitätsfaktor ist abhängig vom
unterstellten Kalkulationszinssatz und der Nutzungsdauer
der Investition und kann mit Hilfe der Annuitätentabelle
(siehe Tabelle A im Anhang) bestimmt werden.

Energiesparende Investitionen werden oft zusammen mit
Instandhaltungs- und Komfortverbesserungsinvestitionen
getätigt. So dienen z.B. Massnahmen bei der Beleuchtung
nicht nur der Energieeinsparung, sondern sie können auch
eine erwünschte Komfortverbesserung bringen. In diesem
Falle sind nur diejenigen Ausgabenteile der energiesparen-
den Investition zuzurechnen, die ausschliesslich der Ener-
gieeinsparung dienen. Diese Abgrenzung ist nicht immer
einfach und muss oft aufgrund einer theoretischen Schät-
zung vorgenommen werden. Diese Abgrenzungsproblema-
tik wird in den Beispielen noch näher erläutert.

Die zusätzlichen jährlichen Betriebskosten können mit Ta-
belle 9 erfasst werden (vgl. auch Kapitel 2c). Wichtig ist,
dass auch hier nur die zusätzlich anfallenden Kosten be-

rücksichtigt werden und Einsparungen bei den Betriebsko-
sten in Abzug gebracht werden.

Die jährlichen Energiekosteneinsparungen (Tabelle 10)
können aus den prognostizierten Einsparungen (als Diffe-
renz zwischen den heutigen und zukünftigen Verbräuchen)
und den Energieeinkaufspreisen ermittelt werden. Verrin-
gern sich die jährlichen Grundgebühren der leitungsgebun-
denen Energieträger infolge der Energiesparmassnahmen,
so sind auch diese Kosteneinsparungen zu berücksichti-
gen. Führen Energiesparmassnahmen z.B. zu massiven
Einsparungen bei der Elektrizität und zu einer leichten Er-
höhung des Oelverbrauchs, vermindern sich die Energieko-
steneinsparungen um die Kosten dieses Mehrverbrauchs.

Aufgrund der jährlichen Kapital-, Betriebs- und Energieko-
steneinsparungen lassen sich wiederum mit Hilfe der Mit-
telwertfaktoren (Tabelle B im Anhang) die mittleren
jährlichen Kosten bzw. Erträge bestimmen (Tabelle 11).
Bei Energiesparmassnahmen mit verschiedenen Bauteilen
von unterschiedlicher Nutzungsdauer wird auch hier mit ei-
ner gewichteten Nutzungsdauer gerechnet. Wie diese ge-
wichtete Nutzungsdauer berechnet werden kann, ist im
vorhergehenden Abschnitt gezeigt worden.

Mit Hilfe der Gesamtbilanz von Tabelle 11 kann die Wirt-
schaftlichkeit einer Energiesparmassnahme beurteilt wer-
den: Übertreffen die mittleren jährlichen
Energieeinsparungen die Kapital- und Betriebskosten, so
ist die Energiesparmassnahme wirtschaftlich. Eine Bestim-
mung der Rückzahlfrist ist in Abschnitt 6b hergeleitet.

Am besten geht man so vor, dass man die Kosten als ne-
gative Grössen (“Ausgaben”) und die Einsparungen als po-
sitive Grössen (“Einnahmen”) in die Tabelle aufnimmt.
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4. Berücksichtigung von steuerlichen Aspekten

Die Resultate der Wirtschaftlichkeit werden durch steuerli-
che Aspekte wesentlich beeinflusst. Allerdings sind die
steuerlichen Auswirkungen vielfältig, von vielen Faktoren
abhängig und von Kanton zu Kanton unterschiedlich.
Grundsätzlich muss unterschieden werden zwischen Priva-
ten und Unternehmungen. Als “Prlvate” gelten alle Perso-
nen, die nach den Bestimmungen für natürliche Personen
besteuert werden. Bei Eigenheimbesitzerinnen undbesit-
zern sowie Vermieterinnen und Vermietern haben die Inve-
stitionsaufwendungen für energetische Massnahmen
direkten Einfluss auf Einkommensund Vermögenssteuern.
Für Mieterinnen und Mieter verändert sich das Steuerauf-
kommen nicht; sie profitieren hingegen von den geringeren
Energiekosten, müssen in der Regel aber einen höheren
Mietzins bezahlen.

Als “Unternehmung” bezeichnen wir alle Körperschaften,
die nach den Bestimmungen für juristlsche Personen be-
steuert werden. Es sind dies: Aktiengesellschaften und Ge-
sellschaften mit beschränkter Haftung (Vereine und
Stiftungen werden oftmals nach den Grundsätzen für natür-
liche Personen besteuert). Juristische Personen haben
eine Gewinn- und zusätzlich eine Kapitalsteuer zu entrich-
ten. Die Kapitalsteuer ist für unsere Fragestellungen völiig
irrelevant. Gewinnsteuern sind nur da einzubezlehen, wo
die Wirtschaftlichkeitsberechnung keine eindeutigen Resul-
tate liefert, da ihr Einfluss ln aller Regel gering ist.

Zuerst gilt es zu bestimmen, wie die energetischen Investi-
tionen das steuerbare Einkommen und Vermögen verän-
dern. Wie sich dann die Erhöhung bzw. Verminderung des
steuerbaren Einkommens und Vermögens auf die effektiv
zu bezahlenden Steuern auswirkt, hängt von der soge-
nannten Grenzsteuerbelastung ab. Diese Grenzsteuerbela-
stung besagt, wieviel Prozent des zusätzlichen
Einkommens bzw. Vermögens man als Steuern wieder ab-
liefern muss. Beträgt zum Beispiel die Grenzsteuerbela-
stung 30 %, so hat ein steuerlicher Abzug beim
Einkommen von Fr.1000.- eine Verminderung der Steuer-
last um Fr. 300.- zur Folge. Die Grenzsteuerbelastung für
natürllche Personen lässt sich mit Hilfe von Tabelle 12 be-
rechnen.

Auf ähnliche Weise lässt sich auch die Grenzsteuerbela-
stung für das Vermögen bestimmen. Dieses Vorgehen
stimmt hingegen nur, solange sich das steuerbare Einkom-
men vor und nach der Investition in derselben Progressi-
onsstufe befindet. Werden mehrere Progressionsstufen
übersprungen, so sollten für eine genau Berechnung alle
massgebenden Grenzsteuersätze in die Berechnung ein-
gehen. Annäherungsweise kann mit dem Durchschnitt der
verschiedenen Grenzssteuersätze gerechnet werden.

Der Steuersatz von Unternehmungen orientiert sich in den
meisten Kantonen an der Rendite, d.h. am

Verhältnis des steuerbaren Reinertrages zum Betrag des
Kapitals und der Reserven. Die Grenzsteuerbelastung für
juristische Personen wird in der Regel vom Unternehmen
selbst ermittelt.

a) Eigennutzung

Wir gehen davon aus, dass eine Eigenhelmbesitzerin bzw.
ein Eigenheimbesitzer an einem bestehenden Gebäude
Energiesparmassnahmen evaluieren will. Die mittleren
jährlichen Kosten bzw. Erträge ohne Berücksichtigung von
steuerlichen Aspekten sind in Tabelle 11 zusammenge-
stellt. Beim Einbezug von steuerlichen Auswirkungen müs-
sen drei Einflüsse berücksichtigt werden:

· einmaliger steuerlicher Anreiz bei der Einkommenssteuer
(Tabelle 13)

· jährlich wiederkehrende Veränderung bei der Einkom-
menssteuer (Tabelle 14)

· jährlich wiederkehrende Veränderung bei der Vermögens-
steuer (Tabelle 15)

Energiesparende Investitionen können in den meisten Kan-
tonen ganz oder teilweise als Gebäudeunterhaltskosten
beim Einkommen abgezogen werden. Wie hoch dieser ein-
malige steuerliche Anreiz ist, kann mit Hilfe von Tabelle 13
berechnet werden. Bestimmend für den einmaligen Anreiz
ist die Abzugsquote, die vom jeweiligen Kanton festgelegt
wird. Dieser einmalige steuerliche Anreiz fällt dahin, falls
die Unterhaltskosten eines Gebäudes pauschal abgezo-
gen werden (wird in Tabelle 14 Kolonne 3 berücksichtigt),
und der Kanton keine zusätzlichen Abzüge erlaubt. Multipli-
ziert man die möglichen steuerlichen Abzüge mit der
Grenzsteuerbelastung, so erhält man die tatsächlich einge-
sparten Steuern. Dieser einmalige Anreiz wird mit dem An-
nuitätsfaktor in jährliche Beträge umgerechnet.

Das steuerbare Einkommen erhöht sich bei einer Zunah-
me des Eigenmietwertes und vermindert sich um die effek-
tiv zu bezahlenden Schuldzinsen (bei einer
Fremdfinanzierung) bzw. um den Ertragsausfall von Kapi-
talanlagen (bei Eigenfinanzierung). Die Effekte dieser ver-
änderten Einkommenssituation lassen sich mit der
jährllchen Veränderung der Einkommenssteuer erfassen
(Tabelle 14).

Ähnlich wie das steuerbare Einkommen wird sich auch das
steuerbare Vermögen verändern und zu jährllchen Verän-
derungen der Vermögenssteuer führen (Tabelle 15). Das
steuerbare Vermögen erhöht sich bei einer Zunahme des
Steuerwertes (bei Neueinschätzungen) und vermindert
sich um die Neuverschuldung bzw. um die Abnahme der
Kapitalanlagen.

Für die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit ünter Einbezug
von steuerlichen Aspekten wird die Tabelle 7 bzw.11 mit
den steuerlichen Auswirkungen ergänzt.
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Die Gesamtbilanz, d.h. die Darstellung der gesamten mitt-
leren jährlichen Kosten bzw. Erträge, kann mit Hilfe von Ta-
belle 16 gemacht weden. Für die Eigenheimbesitzerinnen
bzw. -besitzer, die ihre Liegenschaft selbst bewohnen,
sind die gesamten jährlichen Kapital-, Betriebs-, Energieko-
sten(einsparungen) und die steuerlichen Anreize in eine
Wirtschaftlichkeitsberechnung miteinzubeziehen. Die Ener-

giesparmassnahme ist dann wirtschaftlich, wenn die jährli-
chen Erträge die jährlichen Kosten übertreffen.

Das obige Verfahren zur Berücksichtigung von steuerli-
chen Aspekten lässt sich auch für den Vergleich alternati-
ver Energiesysteme anwenden, geht aller-
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dings von der Annahme aus, dass ein bestehendes Gebäu-
de energietechnisch saniert werden soll. Bei Neubauten
kann in der Regel kein einmaliger steuerlicher Abzug gel-
tend gemacht werden. Da ein Hausbau die steuerliche Si-
tuation stark ändert, muss bei der Bestimmung des
Grenzssteuersatzes vom zukünftigen steuerbaren Einkom-
men und Vermögen ausgegangen werden. Bei Neubauten
ist die Berücksichtigung von Steueraspekten nur interes-
sant, wenn sich Eigenmietwert und damit auch der Steuer-
wert für die verschiedenen Energiesysteme stark
voneinander unterscheiden. Dies ist vor allem der Fall
beim Vergleich von konventionellen mit alternativen Ener-
giesystemen.

b) Fremdnutzung

Vermieter und Vermieterinnen überwälzen in der Regel die
Betriebs- und Energiekosten, das heisst die Mieter und
Mieterinnen profitieren von einer Sanierung. Die Bilanz für
die Vermieter bzw. Vermieterinnen wird somit durch die
jährlichen Kapitalkosten, die steuerlichen Anreize und - so-
fern die Energiesparmassnahmen wertvermehrend sind -
durch die Mietzinserhöhung bestimmt. Bei der Bestim-
mung der jährlich wiederkehrenden Veränderung der Ein-
kommenssteuern müssen anstelle des Eigenmietwertes
die effektiven Mietzinseinnahmen bzw. -erhöhungen einge-
setzt werden. Die Bilanz für die Vermieterin bzw. für den
Vermieter ist aus Tabelle 17 ersichtlich.

Für Vermieterin und Vermieter ist im weiteren die Brutto-
rendite von Interesse. Die Bruttorendite entspricht dem
Quotienten von Mietzinseinnahmen und Investitionsauf-
wendungen. Bei Sanierungen sind die Investitionsaufwen-
dungen um den einmaligen Steuerabzug (Tabelle 13) zu
reduzieren. Die Bruttorendite sollte in der Regel minde-
stens 1 Prozent über dem Kalkulationszinssatz liegen.

Bei Sanierungen kann auch eine Bilanz für Mieterinnen
und Mieter erstellt werden. Dabei werden die jährlichen Be-
triebs- und Energiekosteneinsparungen dem Mietzinsauf-
schlag gegenübergestellt. Für Mieterinnen und Mieter sind
neben den mittleren jährlichen Kosten bzw. Erträgen die Bi-
lanzen für die

ersten 5 bis 6 Jahre nach der Sanierung interessant. Die
ersten Jahre nach der Sanierung sind denn auch die kriti-
schen Jahre für die Mieterinnen und Mieter, sie müssen
auf der einen Seite schon den vollen Mietzinsaufschlag be-
zahlen, profitieren aber aufgrund der steigenden Energie-
preise von der Energiekosteneinsparung erst im Verlaufe
der Zeit vollumfänglich. Sie ziehen demnach reine (nicht
wertvermehrende) Ersatzinvestitionen oder wirksame So-
fortmassnahmen einer umfassenden Sanierung vor.

c) Unternehmungen (juristische Personen)

Die korrekte Erfassung von steuerlichen Auswirkungen bei
Unternehmungen ist äusserst komplex. Die beiden wichtig-
sten steuerlichen Aspekte sind die Finanzierungsform und
die Abschreibungen. Folgendes Vorgehen eignet sich vor
allem für die Berücksichtigung von steuerlichen Aspekten
bei einer energietechnischen Sanierung in einer Unterneh-
mung (Aktiengesellschaft).

Bei Fremdfinanzierung können die Schuldzinsen bei den
Steuern in Abzug gebracht werden (Tabelle 18), im Gegen-
satz zur Finanzierung mit Eigenkapital (Dividendenaus-
schüttung ist nicht steuerlich abziehbar).

Energiesparende Massnahmen sind in der Regel wertver-
mehrende Auslagen und sind im Gegensatz zu werterhai-
tenden Ausiagen (Unterhalt) bei den Steuern nicht
abzugsfähig. Im Einzelfall muss als erstes abgeklärt wer-
den, welche Auslagen wertvermehrend und welche werter-
haltend sind. Der Anteil der Investitionskosten, der von
den Steuerbehörden als werterhaltend eingestuft wird,
kann von den Steuern abgesetzt werden (Tabelle 19). Die-
ser einmalige Steueranreiz wird in jährlich konstante Beträ-
gen (Annuität) über die Nutzungsdauer verteilt (mit Hilfe
des Annuitätsfaktors).

Bei den wertvermehrenden Investitionen für energieparen-
de Einrichtungen sind die buchhalterischen Abschreibun-
gen bei den Steuern abzugsberechtigt, führen somit zu
einer Steuerersparnis. Nicht nur Ab
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schreibungen, sondern auch erzielte Energiekosteneinspa-
rungen und Veränderungen der Betriebskosten beeinflus-
sen den Gewinn und somit die zu bezahlenden Steuern
einer Unternehmung (Tabelle 20). Der Fall Ilnearer
Abschrelbungen kann relativ leicht in unserer Wirtschaft-
lichkeitsberechnung berücksichtigt werden. Die Investiti-
onsausgaben geteilt durch die Nutzungsdauer ergibt den
jährlichen Abschreibungsbetrag.

Weitere Bemerkungen: Die steuerlichen Auswirkungen der
Flnanzierung können auch durch eine geeignete Wahl des
Kalkulationszinssatzes berücksichtigt werden. Wird der
Kalkulationszinssatz von den Firmen vorgegeben, so ist in
diesem Falle abzuklären, ob die Finanzierungsaspekte in
der Wirtschaftlichkeitsberechnung aufgenommen werden
müssen.

Energieeinsparinvestitionen können bei den Bundessteu-
ern in den ersten zwei Jahren bis zu 50%

abgeschrieben werden (auch Kantone gewähren in der Re-
gel grosszügige vorzeitige Abschreibungen). Die Abschrei-
bung hat also degressiven Charakter und wirkt sich auf die

Gewinnsituation des Unternehmens günstiger aus als die li-
neare Abschreibung. Die Implementierung einer solchen
Abschreibung ist nicht ganz trivial und soll hier auf einfa-
che Weise mit einem Korrekturfaktor berücksichtigt wer-
den. Kann die Investition in den ersten zwei Jahren auf
50% abgeschrieben werden, so kann der jährliche lineare
Abschreibungsbetrag mit den Korrekturfaktoren von Tabel-
le 21 multipliziert werden.

In der Regel wird die Vermögenssituation eines Unterneh-
mens durch Energieinvestitionen nicht gravierend verän-
dert, so dass die steuerlichen Auswirkungen aufgrund der
Vermögensänderung vernachlässigbar klein sind.
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5. Berücksichtigung der Umweltkosten

Bei herkömmlichen Wirtschaftlichkeitsrechnungen wird die
Umweltbelastung verschiedener Energiesysteme nicht be-
rücksichtigt. Eine Schadstoff- oder Umweltbilanz kann se-
parat ausgewiesen werden. Es ist aber auch möglich, die
Kosten der Umweltbelastung, die sogenannten externen
Kosten, in die Wirtschaftlichkeitsrechnung einzubauen: Da-
bei werden für verschiedene Energieträger und Energiesy-
steme Preiszuschläge verwendet, die einer vorsichtigen
Schätzung der externen Kosten entsprechen. Diese Preis-
zuschläge werden im Rahmen von Wirtschaftlichkeitsrech-
nungen auch kalkulatorische Energiepreiszuschläge
genannt.

In einer breit abgestü�ten Studie wurden im Auftrag des
Bundesamtes für Energiewirtschaft, des Bundesamtes für
Konjunkturfragen (Impulsprogramm PACER) und des Am-
tes für Bundesbauten die externen Kosten für den Strom-
und Wärmebereich in der Schweiz ermittelt.[9j Dies war
kein einfaches und kein unumstrittenes Unterfangen, und
es bestehen noch immer viele Unsicherheiten, so dass es
die externen Kosten nicht gibt. Es lassen sich jedoch beim
heutigen Stand des Wissens vorsichtige Mindestwerte so-
wie Bandbreiten der Resultate darstellen. Für viele Anwen-
dungen dürfte es besser sein, diese Werte einzubeziehen,
als die Umwelt in den Wirtschaftlichkeitsrechnungen völlig
zu vernachlässigen und damit mit Null zu bewerten.

Eine Übersicht der Ergebnisse der Studie ist in der Tabelle
D (Anhang) dargestellt.

Im Rahmen einer mit Umweltkosten erweiterten Wirtschaff-
lichkeitsrechnung werden die Energiepreise der nicht-er-
neuerbaren Energieträger um die kalkulatorischen
Energiepreiszuschläge erhöht (Tabelle 22). Sie können
auch - wie in Tabelle 23 - am Schluss separat ausgewie-
sen werden (der Mittelwertfaktor wird mit dem Kalkulations-
zinssatz und der erwarteten Inflationsrate bestimmt).

Bei den öffentlichen Gebäuden und Anlagen sollte die Be-
urteilung der Wirtschaftlichkeit von Energiemassnahmen
wenn immer möglich auch unter Berücksichtigung der Um-
weltkosten vorgenommen werden. Unter “öffentlichen Ge-
bäuden und Anlagen” werden dabei alle Bauten und
Anlagen verstanden, die durch die öffentliche Hand erstellt
oder subventioniert werden. Für Private und Unternehmun-
gen bietet die umfassende Wirtschaftlichkeitsberechnung
mit Einbezug der Umweltkosten eine wichtige zusätzliche
Entscheidungshilfe. Ihre Berücksichtigung kann dann bei-
spielsweise in der Sozialbilanz der Unternehmung erwähnt
werden.
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6. Einzelfragen

a) Subventionen

In einigen Kantonen werden Anlagen für die Nutzung er-
neuerbarer Energien - wie z.B. Sonne, Biogas, Erdwärme
und Holz - subventioniert. Ob eine Anlage bzw. Energie-
sparmassnahme subventioniert wird und wie hoch diese
Beiträge sein werden, ist bei den zuständigen kantonalen

Fachstellen abzuklären. Relevant für die Beurteilung der
Wirtschaftlichkeit aus der Sicht der (nvestorin bzw. des In-
vestors sind die Nettoinvestitionsaufwendungen (gesamte
Investitionskosten minus Subventionsbetrag: vgl. Tabelle
24).

b) Berechnung der Rückzahlfrist

Bei Energiesparmassnahmen�wird häufig auch nach der
Rückzahlfrist bzw. der Amortisationszeit gefragt. Die Rück-
zahlfrist bzw. die Amortisationszeit beantwortet die Frage,
wie lange es dauert, bis die kumulierten Energiekostenein-
sparungen gerade so hoch sind wie die ursprünglichen In-
vestitionen. Diese Fragestellung kann mit Hiife von Tabelle
25 beantwortet werden. Die Berechnung wird nicht nur
über den Zeitraum der Nutzungsdauer, sondern über ver-
schiedene Zeiträume durchgeführt. So können z.B. die
mittleren jährlichen Kosten bzw. Erträge für die ersten 5,
10, 15, 20 Jahren berechnet werden (Tabelle 25). Die Wer-
te für die anderen Zeiträume können mit genügender Ge-

nauigkeit linear interpoliert werden. Grafisch lässt sich auf
diese Weise die Rückzahlfrist bzw. Amortisationsdauer re-
lativ einfach bestimmen (vgl. Grafik).
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c) Problem Ersatzinvestitionen

In der Praxis stellt sich häufig die Frage, ob eine noch funk-
tionstüchtige Anlage, die aber sehr viel Energie verschwen-
det, durch eine neue energiesparende Anlage ersetzt
werden soll. Im folgenden wird ein einfacher, aber für die
meisten Fälle tauglicher Lösungsweg vorgeschlagen. Wir
gehen dabei von der Annahme aus, dass die alte Anlage
nicht mehr verkauft werden kann. Es gilt nun die heutigen
jährlichen Betriebs- und Energiekosten der alten Anlage
mit den totalen jährlichen Kosten (also Kapital-, Betriebs-
und Energiekosten) der neuen Anlage zu vergleichen.
Wichtig ist dabei, dass für die Berechnung der jährlichen
Kapitalkosten der reale Kalkulationszinssatz eingesetzt
wird.

d) Vergleich bei unterschiedlichen Nutzungsdauern

Auch für den Vergleich von Alternativen mit unterschiedli-
chen Nutzungsdauern eignet sich die reale Betrachtungs-
weise besser als die nominale. Auch hier müssen wir
Vereinfachungen vornehmen: Es wird angenommen, dass
der Ersatz der Anlagen nach Ablauf der Nutzungsdauer
vorgenommeri wird, und zwar zu real gleichen Preisen wie
für die ursprünglichen Investitionen. Im folgenden ist nur
kochbuchartig geschildert, wie ein solcher Vergleich unter
Benutzung unserer Tabellenstruktur (Modifikation von Ta-
belle 4 und 7) gemacht werden könnte:

Nehmen wir an, dass wir drei Anlagen mit Nutzungsdauern
von 10, 15 bzw. 20 Jahren zu vergleichen hätten. Der
Zeithorizont für den Vergleich muss also mindestens 20
Jahre betragen. Die Annuitätsfaktoren (Tabelle 4) für die
Berechnung der jährlichen Kapitalkosten basieren auf den
tatsächlichen Nutzungsdauern der verschiedenen Alternati-
ven und dem realen Zinssatz. Die Mfttelwertfaktoren für
die Berechnung der mittleren jährlichen Betriebsund Ener-
giekosten (Tabelle 7) werden nun für alle drei Alternativen
mit diesem Zeithorizont (in unserem Falle 20 Jahre) und
dem realen Zlnssatz bestimmt.

e) Sensitlvitätsanalyse

Die Sensitivitätsanalyse erlaubt, die Einflüsse von Ände-
rungen in den Grundannahmen (v.a. Energiepreissteige-
rungen) auf das Resultat der Wirtschaftlichkeitsrechnung
zu analysieren. Im Rahmen einer Sensitivitätsanalyse wer-
den “Was ist, Wenn”-Fragen aufgeworfen. Die Fragestel-
lungen der Sensitivitätsanalyse für energiesparende
Investitionen können z.B. lauten:

· Wie ändert sich die Rückzahlfrist einer Energiesparmass-
nahme:

- wenn die Heizölpreise um 4% statt nur um 2% steigen?

- wenn der Kalkulationszinssatz um 1 % höher gewählt
wird?

- wenn die Nutzungsdauer um 5 Jahre gekürzt wird?

Wie hoch darf die Energiepreissteigerung höchstens sein,
damit die Massnahme noch wirtschaftlich ist, d.h. die Rück-
zahlfrist kleiner ist als die Nutzungsdauer (Verfahren des
kritischen Wertes bzw. Break-even-Analyse)?

Mit der ersten Fragestellung werden die verschiedenen
Grundannahmen varüert und ihr Einfluss auf die Wirtschaft-
lichkeitsresultate beobächtet. Dabei besteht die Möglich-
keit, nur eine Grösse (z.B. die Heizölpreissteigerung) oder
mehrere Grössen gleichzeitig (z.B. zusätzlich die Elektrizi-
tätspreissteigerung) zu varüeren. Auf diese Art und Weise
können die kritischen Grundannahmen, welche die Resul-
tate am nachhaltigsten beeinflussen (meistens die Energie-
preise), erkannt werden.

Sind diese kritischen Grundannahmen bekannt, so stellt
sich in einer zweiten Etappe die Frage, um wieviel die an-
genommenen Grundannahmen maximal varüeren dürfen,
damit die Massnahme gerade noch wirtschaftlich ist. Mit
der Sensitivitätsanalyse können somit z.B. folgende Ant-
worten gegeben werden:

· Die Heizölpreissteigerung beeinflusst die Wirtschaftlich-
keit einer Massnahme am nachhaltigsten. Ist die reale jähr-
liche Heizölpreissteigerung grösser als 2.5%, so ist die
Energiesparmassnahme wirtschaftlich.

Mögliche Fragestellungen und Resultate der Sensitivitätsa-
nalyse werden in der Beispielsammlung aufgearbeitet.
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Weitertührende Llteratur:

RAVEL-Leitfaden “Methoden der Wirtschaftlichkeitsanalyse von Energiesystemen” RAVEL-Kompendium (erscheint Mitte
92)

RAVEL-Handbuch (erscheint Mitte 92)

Handbuch zum Impulsprogramm Haustechnik 1986 “Haustechnik in der integralen Planung” ,

Band A, Kapitel 7: Wirtschaftlichkeit

Winje D., Witt D. (1991): “Energiewirtschatt”, Handbuchreihe Energieberatung / Energiemanagement, Band II, Verlag
TÜV Rheinland GmbH, Köln

SIA-Norm 380/1 “Energie im Hochbau”

[1]  Dle Hypothekarztnssätze für Neuhypotheken lagen im Oktober 1991 bei 7,76%, diejenigen für Afthypotheken bei
6.87% (Durchschnitt aller Kantonalbanken).

Quelle: Schweizerische Nationalbank: “ Monatsbericht Oktober 1991"

[2]  Kalkulationszinssätze von über 10 % sind bei Energieinvestitionen -auch bei prozessspezifischen Massnahmen -
nicht üblich. Einige grössere Industrieunternehmungen belasten den Kalkulationszinssatz mit einer pauschalen Risikokom-
ponente von bis zu 20 %. Dieses Verfahren führt aber zu intransparenten Ergebnissen und sollte nach Möglichkeit nicht
angewendet werden. Bessere Verfahren sind: Entscheidbaumverfahren, Berücksichtigung des Risikos im Kalkulations-
zinssatz aufgrund von erhärteten ökonomischen Theorien.

[3]  Betriebskosten setzen sich aus Personal- und Materialautwendungen zusammen. Insbesondere aufgrund der stei-
genden Löhne (in den letzten 20 Jahren real um ca.1.5 % pro Jahr) unterliegen die Betriebskosten einer stetigen Teue-
rung.

Fazit: Für Variantenrechnungen soll mit folgenden jährlichen Kostensteigerungen gerechnet werden: minimal: Inflationsra-
te (real konst.) / mittel: Inflationsrate+ 1.0% / maximal: Inflationsrate+ 2.0 %

[4]  jährliche Elektrizitätspreisstelgerung:

Die Veränderung der Elektrizitätspreise vollzieht sich auf mehreren Dimensionen. Einserseits wird uMerschieden zwi-
schen den Spannungsebenen (Nieder-, Mittelspannung), und anderseits existiert auch eine tageszeitliche Differenzierung
(Hoch-, Niedertar’rf). Auf Mittelspannungsebene und in Zukunft vermehrt auch auf Niederspannungsebene wird weiter zwi-
schen Sommer und Winter differenziert. Im weiteren ist zu berücksichtigen, dass die heutigen Elektrizitätswerke stark un-
terschiedliche Tar’rfniveaus und -strukturen aufweisen. Gehen wir von der Annahme aus, dass sich die Elektrizitätstarife
langfristig (bis 2010) an die Grenzkosten annähern, so ergibt sich folgendes Bild:
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Quellen: Verbrauchsanteile, mittlerer Strompreis 19851, Grenzkosten 19852 und 20103: Infras (1988): “Grenzkosten und
Tarife für Elektrizität”, Arbeitsdokument Nr.14, EGES

Bemerkungen: Die Grenzkosten entsprechen dem Moratoriu[[ms-Szenario der EGES. Die mittlere Elektrizitätspreissteige-
rung beträgt bei diesem Szenario +0.7 % ( für Ausstiegsszenario 2025: ca. 1%). Die heutige mittlere Tarifstruktur beruht
auf einer groben Abschätzung (Tarifstruktur abgeleitet aus BKW-Tar’rfen ). Die Bezeichnungen “billige EWs” und “teure
EWs” soll im wesentlichen nur aufzeigen, dass die Preissteigerung verschiedener EWs unterschiedlich ausfallen wird (na-
türlich müsste noch berücksichtigt werden, dass die EWs auch unterschiedliche Grenzkosten aufweisen). Zu beachten ist
im weiteren, dass die Preisentwicklung für eine spezielle Energieanlage oder eine Energiesparmassnahme vom Einzelfall
abhängig ist. Für eine Elektroheizung z.B. kann in der Regel nicht mit der mittleren Energiepreissteigerung gerechnet wer-
den, sondem es müssen höhere Steigerungsraten unterstelft werden.

Die Preisentwicklung ist im weiteren abhängig von steuerlichen Belastungen. Die stufenweise Einführung einer l0prozenti-
gen Elektrizitätssteuer hätte eine zusätzliche Preissteigerung von 0.4% zur Folge.

Fazit: Für eine Variantenrechnung kann mit folgenden jährlichen Elektrizitätspreissteigerungen gerechnet werden:

minimal: Inflationsrate (real konst.) / mittei: Inflationsrate + 1.0 % / maximal: Inflationsrate + 2.0 % Für Elektroheizungen
(WiNT) werden folgende Preissteigerungen angenommen: minimal: Inflationsrate + 2.0 % / mittel: Inflationsrate + 3.5 % /
maximal: Inflationsrate + 5.0%

[5] Jährliche Heizölpreissteigerung:

Für die Erdölpreise kann unterstelft werden, dass sie über eine längere Zeitperiode nicht höher liegen als die Gestehungs-
kosten der Back-Stop-Technologien (z.B. Oel aus Oelschiefer, Oelsand, Kohleverflüssigung). Der Preis für Oel aus Back-
Stop-Technologien liegt etwa bei 103 Fr./100 kg4. Gehen wir von einem mittleren Oelpreis für Grossverbraucher von 42.7
Fr./100 kg aus, so können je nach Annahme folgende Heizölpreissteigerungen resuftieren:

Für die Berechnung der maximalen Heizölpreissteigerung gehen wir von der Annahme aus, dass der Oelpreis schon zwi-
schen 2010 und 2015 die Preise der Back-Stop-Technologien erreichen wird.5 Die jährliche Heizölpreissteigerung beträgt
in diesem Fall rund 4%.

Eine mittlere Heizölpreissteigerung von rund 2 % ergibt sich, wenn man unterstellt, dass der Oelpreis bis ins Jahr 2005
auf 55 Fr./100 kg6 steigen wird.

Die Einführung einer Energieabgabe von 10 bis 20 % auf fossilen Brennstoffen würde die Preissteigerungsrate um ca.
0.5% erhöhen (dies immer unter der Annahme, dass die Abgabe kontinuierlich eingeführt würde).

Fazit: Für eine Variantenrechnung kann mit folgenden jährlichen Teuerungen gerechnet werden: minimal: Inflationsrate
(real konst.) / mittel: Inflationsrate + 2.0 % / maximal: Inflationsrate + 4.0 %

[6] Jährliche Erdgaspreissteigerung:

Die Erdgaspreissteigerung wird in den EGES-Szenarien ca.1% tiefer angesetzt als die Heizölpreissteigerung. Auch hier
müsste evtl. eine Energieabgabe berücksichtigt werden.

Fazit: Für Variantenrechnungen kann mit folgenden jährlichen Gaspreissteigerungen gerechnet werden:

minimal: Inflationsrate (real konst.) / mittel: Inflationsrate + 1.5 % / maximal: Inflationsrate + 3.0 %

1 Der mittlere Strompreis für 1990 beträgt 14.17 RplkWh (Elektrizitätsstatistik 1990)

2 Die Grenzkosten 1990 sind mit dem mitNeren Strompreis 1990 hochgerechnet

3 Die Grenzkosten 2010 wurden mit Hilfe des Konsumentenpreisindexes für die Preisbasis 1990 umgerechnet

4 EGES Hauptbericht S.37(Preisbasis 90)

5 Bei den EGES-Szenarien mit hohem Wirtschaftswachstum werden die Back-Stop-Technologie-Preise bereits im Jahre

2005 erreicht.

6 Diese Annahme wurde auch dem EGES-Szenario mit tiefem WrLschaftswachstum unterstellt ( umgerechnet auf Preisbasis1990).
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[7] Jährliche Preissteigerung bei Fernwärme:

Die Preissteigerungen für Femwärme sind stark abhängig von den einzelnen Energieversorgungsuntemehmen. Einerseits
spieft das Verhältnis der eingesetzten Primärbrennstofte (Müll, Oel, Kohle, Gas) eine Rolle, anderseits muss aufgrund der
hohen Fixkosten auch die Kapitalverzinsung berücksichtigt werden. Unter der Annahme, dass die Fernwärme vor allem
mit dem Primärbrennstoff Müll erzeugt wird (was bei den meisten Fernwärmeversorgungen in der Schweiz der Fall ist),
können wir folgende Konvention treften:

Fazit: Für eine Variantenrechnung kann mit folgenden jährlichen Teuerungen gerechnet werden: minimal: Inflationsrate
(real konst.) / mittel: Inflationsrate + 1.0 % / maximal: Inflationsrate + 2.0 %

[8] Jährliche Preissteigerung bei Holz:

Das reale Preisniveau von Holz ist seit 1960 relativ stabil (Index 1960:108.7 / 1990:113.9). Wr gehen von der Annahme
aus, dass die Holzpreise auch in Zukunft real stabil bleiben. Fazit: Für alle Varianten wird die Holzpreisteuerung durch die
Inflationsrate bestimmt.

[9] Externe Kosten und kalkulatorische Energiepreiszuschläge:

Externe Kosten und kalkulatorische Energiepreiszuschläge für den Strom und Wärmebereich, Synthesebericht,1994, IN-
FRAS/PROGNOS im Auftrag des Bundesamtes für Energiewirtschaft, des Bundesamtes für Konjunkturfragen und des
Amtes für Bundesbauten (Bestell-Nr. 724.270 d).

[10 ] Energiepreise:

Die in dieser Broschüre benutzten Energiepreise wurden aufgrund von EGES-Daten (umgerechnet auf Preisbasis 1991 ),
der Tarifanalyse Elektrizität-Gas-Fernwärme (Stand 1986/87) des Bundesamtes für Energiewirtschaft (umgerechnet auf
Preisbasis 1991) und aktuellen Umfragen ermittelt.
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Tabell e B: Mittelwertfaktoren
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Tabelle C: Nutzungsdauer / Betriebskosten (Wartung- und Unterhalt)

Die Angaben beziehen sich auf die Nutzungsdauer, während der ein Energiesystem bzw. eine Sparmassnahme amorti-
siert werden solfte. Unter günstigen Bedingungen und bei zweckmässigem Unterhaft kann die tatsächliche Lebensdauer
höher sein als die vorgeschlagene Nutzungsdauer. Die Nutzungsdauer kann aber auch durch gewisse Fehler oder Män-
gel beim Material, bei der Vorfertigung, bei der Montage wesentlich geringer ausfallen als in der Tabelle angegeben.

Im folgenden werden nur die am häufigsten gebrauchten Anlagen und Sparmassnahmen mit ihren Nutzungsdauem und
Betriebskosten (Kosten für Wartung und Unterhalt) aufgelistet. Weitere, detailliertere Informationen sind in den Publikatio-
nen “Abschreibungszeiten” vom Amt für Bundesbauten, “Haustechnik in der Integralen Planung” vom Bundesamt für Kon-
junkturfragen und der SIA-Norm 380/1 zusammengestellt worden.

1 Der Anlagewert entspricht in der Regel den gesamten Aufwendungen für die tertig eingebaute Anlage (z. Bsp. Aggregat
inkl. Leitungen und Anschlüsse).

2 Die relativ hohen Wartungs- und Unterhaftskosten beinhaften auch Austauschmotoren, was einer periodischen “Teiler-
neuerung” entspricht, somit kann auch bei kleinen BHKWs mit einer Nutzungsdauer von 15 Jahren gerechnet werden.

3 Ohne Wartungskosten für den Katalysator. Für die Wartung des Katalysators ist zusätzlich mit 1.0 Rp./kWhe bzw. mit 1
% bis 2% des Anlagewertes zu rechnen.
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RAVEL Tabelle D: Kalkulatorische Energiepreiszuschläge

Kalkulatorische Energiepreiszuschläge (KEPZ) im Vergleich mit aktuellen Energiepreisen. Drei Varianten, mit und ohne
Risikozuschläge für die Unfallrisiken bei der Elektrizitätsproduktion (Produktionsmix CH 1990-1992): KEPZ Variante 1:
KEPZ aufgrund von Schadenkostenschätzungen KEPZ-Variante 2: KEPZ basieren beim Treibhauseffekt auf Vermei-
dungskosten; bei den übrigen Bereichen werden die Schadenkosten verwendet (unter Berücksichtigung der Energiever-
brauchsreduktion infolge der Vermeidungsstrafegie). KEPZ Variante 3: KEPZ aufgrund von Schadenkostenschätzungen,
aber ohne ex26 terne Kosten des Treibhausetfektes
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